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Beklagter und Revisionsbeklagter,

beigeladen:
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Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 50. Januar 1980 für Recht

erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 24. April 1978
wird zurückgewiesen°
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Der Kläger war von Anfang 4975 bis Ende 1976 Soldat auf

Zeit. Im September 1974 erlitt er einen Unfall, als er

nach einem freien Ausgang auf dem Weg zurück zur Lager-

unterkunft war. Von einer unmittelbar an der Straße ge—

legenen Telefonzelle aus hatte er seine Verlobte ange-
rufen. Beim Heraustreten aus dieser Zelle rutschte er aus.

Dabei verletzte er sich die Hand. Das Wehrbereichsge—

bührnisamt lehnte einen Ausgleich ab, weil es sich bei

dem Unfall um keine Wehrdienstbeschädigung gehandelt habe.

Mit der gleichen Begründung hat das Sozialgericht (SG)

die Klage abgewiesen. In der Rechtsmittelbelehrung des

Urteils heißt es, das Urteil könne mit der Berufung an-

gefochten werden. Das Landessozialgericht (LSG) hat die

Berufung als unzulässig verworfen, weil nach seiner An—

sicht nur eine Versorgung für einen bereits abgelaufenen

Zeitraum im Streit war. — Die Revision hat das LSG zuge-
lassen.

Für die Zeit nach Beendigung des Wehrdienstverhältnisses

hat das Versorgungsamt mangels einer Wehrdienstbeschädi—

gung die Versorgung des Klägers abgelehnt.

Der Kläger macht mit der Revision geltend, seine Berufung sei

nicht nach $ 148 Nr 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ausge—
schlossen. Diese Vorschrift gelte

nur für Angelegenheiten

der Kriegsopferversrogung (KOV); vorliegend handele es
sich jedoch um eine Angelegenheit aus dem Soldatenversor—

gungsgesetz (SVG). Im übrigen genüge die Zulassung der

Berufung durch das SG in der Rechtsmittelbelehrung, denn

diese gehöre gemäß 5 436 Abs 1 Ziff 7 SGG zum Urteil. Das
SG habe zudem die Berufung zu Recht zugélassen‚ denn es
handele sich um eine Rechtssache von grundsätzlicher Be—

deutung. '
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Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung der angefochtenen Urteile

sowie des Bescheides des Wehrbereichs-

gebührnisamtes V in Stuttgart vom 22. April 1977

die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger Ausgleich

nach den Vorschriften des Soldatenversorgungsgesetzes

zu gewähren,

hilfsweise,

unter Aufhebung des Berufungsurteils die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an

das Landessozialgericht zurückzuverweisen.

Die Beklagte beantragt„

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für Rechtens und in

seiner Begründung für zutreffendo Der Beigeladene

schließt sich den Anträgen und Ausführungen der Be—

klagten an.

Die Beteiligten haben einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung zugestimmt.

-u-II

Die Revision des Klägers hat keinen Erfolg.

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß die

Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG unzu-
lässig war“ Nach 5 148 Nr 2 SGG ist in Angelegenheiten

der KOV die Berufung nicht zulässig, soweit sie nur

Versorgung für bereits abgelaufene Zeiträume betrifft°

In diesem Rechtsstreit geht es um den mit Bescheid

des Wehrbereichsgebührni3amtes abgelehnten Ausgleich.
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Hierbei handelt es sich um den Anspruch nach 5 85 Abs 1

SVG, der bestimmt, daß Soldaten wegen der Folgen einer

Wehrdienstbeschädigung während ihrer Dienstzeit einen

Ausgleich in Höhe der Grundrente und der Schwerbeschä-

digtenzulage nach 5 50 Abs 1 und 5 31 des Bundesversor—

gungsgesetzes (BVG) erhalten, Da die Dienstzeit des Klägers

bereits am 510 Dezember 1976 endete, handelte es sich z Zt

der Berufungseinlegung bei dem Ausgleich um einen Anspruch

für eine abgelaufene Zeit° Zwar hatte der Kläger wegen

desselben Unfallereignisses auch für die Zeit nach Been-

digung seiner Dienstzeit Versorgung beantragt, Dieser

später abgelehnte Anspruch richtete sich nach 5 80 des

SVG. Hiernach erhält ein Soldat, der eine\khrdienstbe-

schädigung erlitten hat, nach Beendigung des Wehrdienst-

verhältnisses wegen der gesundheitlichen und wirtschaft-

lichen Folgen der Wehrdienstbeschädigung auf Antrag Ver-

sorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des

BVG° Dieser Anspruch ist jedoch, was das LSG zutreffend

erkannt hat, ein anderer als der Anspruch auf Ausgleich

während der Dienstzeit. Es handelt sich bei den Ansprüchen

aus 5 85 SVG auf Ausgleich und S 80 SVG auf Versorgung

um zwei selbständige, nebeneinander stehende Ansprüche,

die nach 5 88 Abs 1 SGG einmal von den Behörden der Bun—

deswehrverwaltung und zum anderen von den für die Durch—
führung des BVG zuständigen Behörden (5 2 KOVVfG mit 5 1
Abs 1 Gesetz über die Errichtung von Verwaltungsbehörden

der Kriegsopferversorgung vom 12. März 1951) festgestellt

werden° Aus eben diesem Grunde ist der Bescheid des Ver—

sorgungsamtes nicht gemäß 5 96 Abs 1 SGG Gegenstand des

Verfahrens geworden° -f

Entgegen der Ansicht des Klägers ist 5 148 Nr 2 SGG hier

anzuwenden. Diese Vorschrift spricht allerdings lediglich
davon, daß in Angelegenheiten der KOV die Berufung nicht

zulässig sei, soweit sie nur Versorgung für bereits abgelaufe—

ne Zeiträume betreffe. Vorliegend handelt es sich aber um
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eine Angelegenheit des SVG. Jedoch ist nach 5 88 Abs 5 des

SVG idF vom 5. März 1976 (BGBl I 457) bei Streitigkeiten aus
5 85 SVG der Rechtsweg vor den Gerichten der Sozialgerichts—

barkeit gegeben. Damit, daß der Rechtsweg zu den Gerichten

der Sozialgerichtsbarkeit eröffnet ist, ist freilich aus—
drücklich keine nähere Bestimmung darüber getroffen, daß

gerade auch die speziellen Vorschriften des SGG, die nur
für die KOV gelten, ebenfalls anzuwenden sind. Andere Ge—

setze, die den Rechtsweg zu den Gerichten der Sozial—

gerichtsbarkeit aufzeigen, haben zusätzlich angeordnet,

soweit das SGG besondere Vorschriften für die KOV enthalte,

gälten diese auch für die angegebenen Streitigkeiten (zB

Gesetz über die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten
@ 7 Abs 4 Satz 2, Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung über-

tragbarer Krankheiten beim Menschen 5 64 Abs 2 Satz 2 und

Gesetz zur Sicherung der Eingliederung Schwerbehinderter

in Arbeit, Beruf und Gesellschaft 5 3 Abs 6 Satz 2). Aus

dem Fehlen dieses Zusatzes in 5 85 Abs 5 SVG kann jedoch
nicht geschlossen werden, daß die Angelegenheiten des SVG,

soweit sie vor die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit gehören,

nicht den besonderen Bestimmungen über die KOV folgen. Das
ergibt sich bereits aus dem Zusammenhang dieser Gesetzes—

vorschrift° Schon in $ 88 Abs 5 Ziff 4 SVG wird ausdrück—

lich gesagt: "Ist für Angelegenheiten der KOV das Land als

Beteiligter am Verfahren bezeichnet, so tritt an seine Stelle

die Bundesrepublik Deutschland". Aus dieser Formulierung
in demselben Absatz, der den Rechtsweg vor den Gerichten der

Sozialgerichtsbarkeit für gegeben erklärt, ist deutlich

erkennbar, daß das Gesetz die besonderen Vorschriften des

SGG über die KOV auch für die Angelegenheiten des SVG an-

gewendet wissen will. Im übrigen ist in der Drucksache des

Deutschen Bundestages VI/1684 vom 8. Januar 1971 in der Be—
gründung ausdrücklich gesagt, durch die in dem neuen Absatz 5

des 5 88 SVG vorgesehene "entsbrechende" Anwendung der Vor—

schriften des SGG werde klargestellt, daß insbesondere der
im Gesetz verwendete Begriff "Kriegsopferversorgung" in den

55 .... 1480... SGGdurch "Soldatenversorgungsrecht" ....
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zu ersetzen ist (vgl ferner Wilke/Wunderlich, BVG und

Beschädigtenversorgung nach dem SVG, Handkommentar,

4. Aufl. 4975, 5 88 SVG, Erläuterung IV).

Die Berufung ist schließlich nicht, wie der Kläger meint,

durch das SG zugelassen worden (5 450 Nr 4 SGG). Die Angabe
in der Rechtsmittelbelehrung des erstinstanzlichen Urteils,

das Urteil könne mit der Berufung angefochten werden, stellt

keine Zulassung der Berufung iS des 5 450 Nr 4 SGG, also

keine Entscheidung dar. Sie ist lediglich eine Mitteilung

darüber, was - nach Ansicht des SG — ohnehin, von Gesetzes—

wegen Rechtens ist (vgl dazu BSG 2, 424, 425; 4, 264, 26},

BSG SozR Nr 40 zu S 450 SGG, BSG SozR 4500 5 450 Nr 4).

Sonstige Umstände, die die Statthaftigkeit der Berufung

des Klägers ergeben könnten, liegen ebenfalls nicht vor.

Die Revision ist deshalb zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 495 Abs 4 SGG.
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